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28. Gesetz: Bauordnung für Wien; Abänderung. 
29. Verordnung: Maximaltarif für das Raudifangkehrergewerbe in Wien (Kehrtarif 1974). 

28. 

Gesetz vom 7. Mai 1974, mit dem die Bau­
ordnung für Wien abgeändert wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Die Bauordnung für Wien, LGBL für Wien 
Nr. 11/1930, in der Fassung der Gesetze LGBL 
für Wien Nr. 12/1930, GBL der Stadt Wien 
Nr. 1/1935 und 33/1936, LGBL für Wien Nr. 17/ 
1947, 45/1949, 16/1955, 28/1956, 14/1958, 7/1960, 
31/1960, 16/1961, 3/1964, 10/1964, 9/1967, 61 
1970, 15/1970, 25/1971 und 16/1972 wird wie 
folgt abgeändert: 

Artikel I 

1. Der lit. e im Abs. 1 des § 60 ist anzufügen: 
„Der Abbruch von Gebäuden oder Ge­
bäudeteilen ist vor Festsetzung der Schutz­
zone zu versagen, wenn sich das Gebäude 
in einem wegen seines örtlichen Stadt­
bildes in seinem äußeren Erscheinungsbild 
erhaltungswürdigen Gebiet befindet und die 
Gefahr besteht, daß das örtliche Stadtbild 
durch den Abbruch beeinträchtigt wird. 
Der Abbruch von Gebäuden oder von 
Gebäudeteilen kann wegen Gefährdung des 
örtlichen Stadtbildes nicht mehr versagt 
werden, wenn innerhalb von zwei Jahren 
nach Rechtskraft des Bescheides, mit dem 
der Abbruch versagt worden ist, im Flächen­
widmungs- und Bebauungsplan keine 
Schutzzone gemäß § 7 ausgewiesen worden 
ist." 

2. Der lit. g im Abs. 1 des § 60 ist anzufügen: 
„Änderungen an Gebäuden sind vor Fest­
setzung einer Schutzzone zu versagen, wenn 
sich das Gebäude in einem wegen seines 
äußeren Erscheinungsbildes erhaltungswür­
digen Gebiet befindet und die Gefahr be­
steht, daß das örtliche Stadtbild durch die 
Änderung beeinträchtigt wird. Die Ände­
rung an Gebäuden kann wegen Gefährdung 
des örtlichen Stadtbildes nicht mehr versagt 
werden, wenn innerhalb von zwei Jahren 
nach Rechtskraft des Bescheides, mit dem 
die Änderung versagt worden ist, im 1 
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Flächenwidmungs- und Bebauungsplan 
keine Schutzzone gemäß § 7 ausgewiesen 
worden ist." · 

Artikel II 
Die Bestimmungen des § 87 bleiben unberührt. 

Der Landeshauptmann: Der Landesamtsdirektor: 
Gratz Ertl 

29. 

Verordnung des Landeshauptmannes vom 
27. Juni 1974 betreffend den Maximaltarif 
für <las Rauchfangkehrergewerbe in Wien 

(Kehrtarif 1974) 

Auf Grund der §§ 51 und 54 der Gewerbe­
ordnung wird verordnet: 

§ 1. (1) Für Kehrarbeiten dürfen bei Einrech­
nung der Umsatzsteuer (Umsatzsteuergesetz 
1972) samt Zuschlägen höchstens folgende Preise 
verlangt werden, wobei ein angefangener Meter 
oder Quadratmeter als ganzer gilt, wenn er die 
Hälfte der Maßeinheit erreicht hat. Jedoch um­
faßt ein Kehrgegenstand mindestens eine Maß­
einheit. 

Tarifpost Arbeitsleistung 

I. Enge Rauch- und Abgasfänge 

Einmalige Reinigung für jedes 
Stück einschließlich der Ent-

Preis in 
Schilling 

nahme der Ablagerungen 570 

II. Bastardrauchfänge 
2 Einmalige Reinigung für jedes 

Stück einschließlich der Ent-
nahme der Ablagerungen 10'50 

III. Schliefbare Rauchfänge 
3 Einmalige Reinigung für jedes 

Stück einschließlich der Ent-
nahme der Ablagerungen 28"05 

4 Einmalige Reinigung für jedes 
Stück mit mehr als 2 Geschossen 
einschließlich der Entnahme der 
Ablagerungen . . . . . . . . . . . . . . . . 42'10 
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